
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz 

Verordnung zur Änderung der Zwangsvollstreckungsformular-Verord-
nung  

A. Problem und Ziel 

Nach Inkrafttreten der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung am 16. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2268) haben Anwender und die gerichtliche Praxis Vorschläge zur Verbesse-
rung der Handhabbarkeit der Formulare für die Zwangsvollstreckung unterbreitet. In diesem 
Kontext soll der Entwurf auch zur Erreichung von Ziel 16 der UN-Agenda 2030 für nachhal-
tige Entwicklung beitragen, auf allen Ebenen leistungsfähige Institutionen aufzubauen. 

B. Lösung 

Um die Vorschläge der Praxis aufzugreifen, sollen insbesondere zusätzliche Eintragungs-
möglichkeiten bei den Angaben zum Schuldner geschaffen, bestimmte Eingabefelder ver-
größert, die Nutzungsmöglichkeiten bei der Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Forderun-
gen verbessert und die Forderungsaufstellungen übersichtlicher gestaltet werden.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund entstehen im Jahr 2024 voraussichtlich zusätzliche Sachkosten beim Bun-
desamt für Justiz in Höhe von insgesamt rund 2 400 Euro. Der Mehrbedarf des Bundes wird 
finanziell im Einzelplan 07 ausgeglichen.  

Für die Haushalte der Sozialversicherungsträger entstehen im Jahr 2024 voraussichtlich 
zusätzliche Sachkosten in Höhe von insgesamt rund 23 900 Euro, die aus vorhandenen 
Haushaltsmitteln aufgebracht werden können. 

Für die Haushalte der Länder entstehen im Jahr 2024 Kosten in Höhe von rund 38 200 
Euro, die aus vorhandenen Haushaltsmitteln aufgebracht werden können. 

Mit weiteren Haushaltsausgaben für den Bund, die Länder und die Kommunen ist nicht zu 
rechnen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 47 800 
Euro. 

Ein laufender Erfüllungsaufwand ergibt sich nicht. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

 Für den Bund entsteht beim Bundesamt für Justiz ein einmaliger Erfüllungsaufwand in 
Höhe von rund 2 400 Euro. 

Für die Sozialversicherungsträger ergibt sich in 2024 ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 
rund 23 900 Euro. 

Für die Verwaltung der Länder, einschließlich der Kommunen, ergibt sich ein einmaliger 
Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 38 200 Euro. 

Mit weiterem Erfüllungsaufwand für die Verwaltung ist nicht zu rechnen. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf den Personalaufwand der Justiz, auf die Wirtschaft, auf Einzelpreise und 
auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 

Verordnung zur Änderung der  
Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung 

Vom ... 

Auf Grund des § 753 Absatz 3, des § 758a Absatz 6 Satz 1 und 3 und des § 829 Ab-
satz 4 Satz 1 und 3 der Zivilprozessordnung, von denen § 753 Absatz 3 zuletzt durch Arti-
kel 1 Nummer 4 Buchstabe b des Gesetzes vom 21. November 2016 (BGBl. I S. 2591) ge-
ändert worden ist und § 758a Absatz 6 Satz 1 und § 829 Absatz 4 Satz 1 durch Artikel 145 
Nummer 4 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden sind, 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 
2002 (BGBl. I S. 3165) und mit dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5176) verordnet das Bundesministerium der Justiz: 

Artikel 1 

Änderung der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung 

Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2268) wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Übergangsregelung 

(1) Für Vollstreckungsaufträge an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung 
wegen privatrechtlicher Geldforderungen, die vor dem 1. Juni 2024 gestellt werden, 
dürfen diejenigen Formulare weiter genutzt werden, die durch diese Verordnung in der 
Fassung vom 16. Dezember 2022 für solche Aufträge bestimmt sind. Ist für Vollstre-
ckungsaufträge an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-recht-
licher Geldforderungen die Nutzung der Formulare der Anlagen 1 und 6 verbindlich, so 
müssen diese Formulare erst für solche Vollstreckungsaufträge genutzt werden, die ab 
dem 1. Juni 2024 gestellt werden. 

(2) Für Anträge auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung nach 
§ 758a Absatz 1 der Zivilprozessordnung, auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses 
nach § 829 der Zivilprozessordnung sowie auf Erlass eines Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlusses nach den §§ 829 und 835 der Zivilprozessordnung, die vor dem 1. 
Juni 2024 gestellt werden, dürfen diejenigen Formulare weiter genutzt werden, die 
durch diese Verordnung in der Fassung vom 16. Dezember 2022 für solche Anträge 
bestimmt sind.“ 

2. Die Anlagen 1 bis 8 erhalten jeweils die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersicht-
liche Fassung.  
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Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung, frü-
hestens am 1. Dezember 2023] in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung, frü-
hestens am 1. Dezember 2023] in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Anhang 

(zu Artikel 1 Nummer 2) 
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Anlage 1 

(zu § 1 Absatz 1) 

Vollstreckungsauftrag an Gerichtsvollzieher 
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Anlage 2 

(zu § 1 Absatz 2) 

Antrag auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung und 
einer richterlichen Anordnung der Vollstreckung zur Nachtzeit und an 

Sonn- und Feiertagen 
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Anlage 3 

(zu § 1 Absatz 2) 

Entwurf einer richterlichen Durchsuchungsanordnung und einer rich-
terlichen Anordnung der Vollstreckung zur Nachtzeit und an Sonn- 

und Feiertagen 
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Anlage 4 

(zu § 1 Absatz 3) 

Antrag auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses und eines Pfändungs- 
und Überweisungsbeschlusses 
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Anlage 5 

(zu § 1 Absatz 3) 

Entwurf eines Pfändungsbeschlusses und eines Pfändungs- und Über-
weisungsbeschlusses 
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Anlage 6 

(zu § 1 Absatz 4 Nummer 1) 

Aufstellung von Forderungen für Vollstreckungsaufträge an Gerichts-
vollzieher 
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Anlage 7 

(zu § 1 Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a) 

Aufstellung von Forderungen, die keine gesetzlichen Unterhaltsan-
sprüche sind, für den Antrag auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses 

und eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 
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Anlage 8 

(zu § 1 Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe b) 

Aufstellung von Forderungen bei der Vollstreckung von gesetzlichen 
Unterhaltsansprüchen für den Antrag auf Erlass eines Pfändungsbe-

schlusses und eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit der Verordnung sollen die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) und die 
Formulare für die Zwangsvollstreckung geändert werden. Ziel ist es, die Handhabbarkeit 
der Formulare zu verbessern. Die Neuregelung der Übergangsfrist stellt eine notwendige 
Folge der Änderungen an den Formularen dar. Damit soll der Entwurf auch zur Erreichung 
von Ziel 16 der UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung beitragen, auf allen Ebenen 
leistungsfähige Institutionen aufzubauen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Um Vorschläge der Praxis zur Verbesserung der Handhabbarkeit der Formulare für die 
Zwangsvollstreckung aufzugreifen, sollen insbesondere zusätzliche Eintragungsmöglich-
keiten bei den Angaben zum Schuldner geschaffen, bestimmte Eingabefelder vergrößert, 
die Nutzungsmöglichkeiten bei der Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Forderungen verbes-
sert und die Forderungsaufstellungen übersichtlicher gestaltet werden. 

Damit sich die Beteiligten auf diese Änderungen einstellen können, wird die Regelung der 
ZVFV für die Übergangsregelung dergestalt angepasst, dass bis zum 31. Mai 2024 die 
durch die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung in der Fassung vom 16. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2368) bestimmten Formulare weiter genutzt werden dürfen. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz des Bundesministeriums der Justiz für die Änderungen der ZVFV 
ergibt sich aus § 753 Absatz 3, § 758a Absatz 6 und § 829 Absatz 4 der Zivilprozessord-
nung (ZPO) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 
16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und mit dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 
(BGBl. I S. 5176). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und den völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. Insbesondere lässt 
das Formular für den Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 
die Verordnung (EU) Nr. 655/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 zur Einführung eines Verfahrens für einen Europäischen Beschluss zur vor-
läufigen Kontenpfändung im Hinblick auf die Erleichterung der grenzüberschreitenden Ein-
treibung von Forderungen in Zivil - und Handelssachen und das nach deren Artikel 52 zu 
nutzende Formular für den Europäischen Kontopfändungsbeschluss unberührt.  
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VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Mit der Anpassung der Formulare werden deren Handhabbarkeit und elektronische Über-
mittlung erleichtert. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient.  

Indem der Entwurf die angesprochenen Formulare redaktionell überarbeitet und dadurch 
auch die elektronische Einreichung erleichtert, leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung 
von Nachhaltigkeitsziel 16 „Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Ent-
wicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, re-
chenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen“. Denn dieses 
Nachhaltigkeitsprinzip verlangt in Zielbestimmung 16.3 „die Rechtsstaatlichkeit auf nationa-
ler und internationaler Ebene zu fördern und den gleichberechtigten Zugang aller zur Justiz 
zu gewährleisten“ und in Zielbestimmung 16.6 „leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und 
transparente Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen“. Der Entwurf fördert die Erreichung 
dieser Ziele insbesondere dadurch, dass er die Benutzerfreundlichkeit der Formulare in den 
jeweiligen Vollstreckungsverfahren stärkt, die Rechtsanwendung sowohl auf Gläubiger- als 
auch auf Schuldnerseite erleichtert und einer weiter fortschreitenden Digitalisierung der 
Zwangsvollstreckung den Weg bereitet.  

Der Entwurf folgt damit auch den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie „(1.) 
Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Ent-
scheidungen anwenden“ sowie (5.) „Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft 
wahren und verbessern“. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund entstehen im Jahr 2024 voraussichtlich zusätzliche geringfügige Sachkosten 
beim Bundesamt für Justiz (BfJ).  

Das BfJ vollstreckt überwiegend nach dem Justizbeitreibungsgesetz (JBeitrG) und muss 
dabei die durch die ZVFV eingeführten Formulare verwenden. Deshalb entsteht ein einma-
liger Umstellungsaufwand für die Integration der wenigen durch diese Verordnung vorge-
sehenen Änderungen in die IT-Fachanwendung AVVISO. Die hierfür voraussichtlich anfal-
lenden Kosten für externe Programmierungen in Höhe von 2 388 Euro für fünf Personen-
tage für einen Programmierer (1 Person x 5 Tage x 8 Stunden x 59,70 Euro Stundenlohn) 
entstehen im Einzelplan 07 beim Bundesamt für Justiz (BfJ). Der Mehrbedarf wird finanziell 
im Einzelplan 07 ausgeglichen.  

Sofern Sozialversicherungsträger nach der Zivilprozessordnung (ZPO) vollstrecken, etwa 
weil sie von der Option aus § 66 Absatz 4 Satz 1 Zehntes Sozialgesetzbuch (SGB X) Ge-
brauch machen, anstatt nach dem Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG) zu vollstre-
cken, müssen auch sie die Formulare benutzen. Deshalb fallen auch bei ihnen voraussicht-
lich Kosten für externe Programmierungen ihrer IT-Fachanwendungen in Höhe von je 2 388 
Euro in 2024 an. Wie viele Sozialversicherungsträger derzeit oder künftig von dieser Option 
Gebrauch machen, ist nicht bekannt. Geschätzt wird eine Zahl von zehn Sozialversiche-
rungsträgern, sodass für externe Programmierer 23 880 Euro (10 Träger x 1 Person x 5 
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Tage x 8 Stunden x 59,70 Euro Stundenlohn), die mit vorhandenen Haushaltsmitteln der 
jeweiligen Sozialversicherungsträger geleistet werden.  

Für die Länder entstehen ebenfalls Kosten für externe Programmierungen ihrer Fachan-
wendungen für die Benutzung der Formulare, wenn sie diese von Antragstellern und Auf-
traggebern in Empfang nehmen und wenn sie sie selbst als Antragsteller oder Auftraggeber 
nutzen müssen. Hierfür ist von voraussichtlichen Kosten für die Länder von rund 38 208 
Euro (16 Länder x 1 Person x 5 Tage x 8 Stunden x 59,70 Euro Stundenlohn) auszugehen. 

Mit weiteren Haushaltsausgaben für den Bund, die Länder und die Kommunen ist nicht zu 
rechnen.  

4. Erfüllungsaufwand 

a) Für Bürgerinnen und Bürger 

Da an den Formularen lediglich geringfügige Korrekturen vorgenommen werden und diese 
Formulare zudem derzeit noch nicht verbindlich sind, ist davon auszugehen, dass für Bür-
ger als Antragsteller und Auftraggeber kein gesonderter Erfüllungsaufwand entsteht.  

b) Für die Wirtschaft 

Die Überarbeitung der Formulare für die Zwangsvollstreckung führt zu einem einmaligen 
Erfüllungsaufwand in Höhe von insgesamt 47 760 Euro. 

aa) Professionelle Auftraggeber oder Antragsteller 

Professionelle Auftraggeber oder Antragsteller (insbesondere die Anwaltschaft, Inkasso-
dienstleister und Notare) werden die Formulare für die Zwangsvollstreckung in der Regel 
softwaregestützt nutzen. D. h., dass die Überarbeitung der Formulare für die Zwangsvoll-
streckung für diesen Nutzerkreis zu einem einmaligen Erfüllungsaufwand für die Software-
umstellung führt. Es ist davon auszugehen, dass die professionellen Nutzer der Formulare 
die Umstellung in der Regel bei hierauf spezialisierten Unternehmen in Auftrag geben. Für 
die Programmierung ist mit einem Programmieraufwand bei 10 Software-Anbietern für je-
weils einem Programmierer für eine Woche zu rechnen, sodass – unter Zugrundelegung 
der durchschnittlichen Kosten pro Arbeitsstunde für die Bereitstellung technischer Dienst-
leistungen in Höhe von 59,70 Euro (Quelle: Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des 
Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung (Stand: Januar 2022) und 
dem dort maßgeblichen Anhang VII – Lohnkostentabelle Wirtschaft, Wirtschaftsabschnitt 
M, Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen, 
Qualifikationsniveau hoch) – ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 23 880 Euro anzuneh-
men ist (10 Anbieter x 1 Person x 5 Tage x 8 Stunden x 59,70 Euro Stundenlohn).  

Da es sich um lediglich geringfügige Korrekturen an Formularen handelt, die derzeit zudem 
noch nicht genutzt werden müssen, ist davon auszugehen, dass für die Wirtschaft als An-
tragsteller und Auftraggeber kein zusätzlicher laufender Erfüllungsaufwand entsteht. 

bb) Drittschuldner 

Auch für Drittschuldner (insbesondere Kreditinstitute und Arbeitgeber) dürfte ein einmaliger 
Erfüllungsaufwand entstehen. Denn auch diese verarbeiten Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlüsse in der Regel softwarebasiert. Geht man davon aus, dass für Kreditinstitute 
und Arbeitgeber zur elektronischen Verarbeitung von Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlüssen eine spezielle Software programmiert werden muss und dass der Programmier-
aufwand mit dem für professionelle Auftraggeber und Antragsteller vergleichbar ist, ergibt 
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sich wiederum einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 23 880 Euro (10 Anbieter x 1 Perso-
nen x 5 Tage x 8 Stunden x 59,70 Euro Stundenlohn). 

Die Auswirkungen auf die vom Vollstreckungsgericht erlassenen und den Drittschuldnern 
zuzustellenden Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse dürften nicht nennenswert sein, 
sodass kein laufender Erfüllungsaufwand entsteht. 

c) Für die Verwaltung 

Für die Verwaltung ist für externe Programmierleistungen für die Anpassung von IT-Fach-
anwendungen insgesamt mit einem einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von 64 476 
Euro zu rechnen. Davon entfallen auf den Bund für Erfüllungsaufwand beim BfJ und bei 
verschiedenen Sozialversicherungsträgern 26 268 Euro. Auf die Länder entfallen 38 208 
Euro. Dieser Erfüllungsaufwand ist identisch mit den jeweiligen Haushaltsausgaben; inso-
weit wird auf die Begründung unter 3. verwiesen. 

5. Weitere Kosten 

Im Hinblick auf den Personalaufwand der Justiz sowie auf die Wirtschaft, auf Einzelpreise 
und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind weitere Kos-
ten nicht zu erwarten. 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Weitere Regelungsfolgen, insbesondere Auswirkungen von gleichstellungspolitischer oder 
demografischer Bedeutung, sind nicht ersichtlich. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Das Bundesministerium der Justiz prüft fortlaufend die Erfahrungen mit der Nutzung der 
Formulare im Hinblick auf weiteren Änderungsbedarf. Die Regelungen bedürfen deshalb 
weder einer Befristung noch einer Evaluierungsklausel. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 6 ZVFV-E – Übergangsregelung) 

Nummer 1 enthält eine Übergangsregelung für die Formulare. Danach sind ab dem 1. Juni 
2024 ausschließlich die Formulare in der Fassung dieser Verordnung zu nutzen. 

Die anderen Änderungen in § 6 ZVFV-E sind redaktioneller Art. 

Zu Nummer 2 (Änderungen der Anlagen)  

Siehe Begründung zu der jeweiligen Anlage. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Damit die Rechtsanwender die Formulare in ihrer besser handhabbaren Form möglichst 
zeitnah benutzen können, tritt diese Verordnung bereits am Tag nach Verkündung in Kraft. 
Wegen der Übergangsfrist gemäß Artikel 1 § 6 ZVFV-E haben die Rechtsanwender ausrei-
chend Zeit, sich auf die verbindliche Nutzung dieser Fassung der Formulare einzustellen. 
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Zu Anlage 1 (Vollstreckungsauftrag an Gerichtsvollzieher) 

Im Vollstreckungsauftrag an Gerichtsvollzieher wird auf Seite 1 im Rahmen mit den Kon-
taktdaten klargestellt, dass es um die Kontaktdaten des Auftraggebers geht. In diesem Rah-
men wird außerdem das Feld für die Angabe einer SAFE-ID eingefügt, unter der der Auf-
traggeber elektronisch erreichbar ist.  

Der Rahmen mit der Bankverbindung wird um ein Ankreuzfeld für die Bitte um Zusendung 
des Vordrucks ergänzt, auf dem dann ein SEPA-Mandat erteilt werden kann. Zudem wird 
ein Ankreuzfeld vor der mitgeteilten Bankverbindung ergänzt.  

Auf Seite 3 im Modul B (Angaben zum Schuldner) rücken die Felder für Postleitzahl, Ort 
und Land in eine gemeinsame Zeile, rückt das Feld zur Eintragung des Geschäftszeichens 
nach links und es werden Felder für Geburtsdatum und Geburtsort des Schuldners ergänzt. 
Kann der Gläubiger entsprechende Angaben machen, verbessert dies die Identifizierung 
des Schuldners und kann helfen, Personenverwechslungen zu vermeiden. Die Angabe des 
Geburtsdatums und Geburtsorts ist darüber hinaus nach § 882b Absatz 2 Nummer 2 ZPO 
bei Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis und bei der der Einholung von Auskünften 
nach § 755 ZPO (Modul M) oder nach § 802l ZPO (Modul N) erforderlich. 

Auf Seite 4 im Modul C (Vollstreckungstitel und Forderungsaufstellung) werden die Anga-
ben zu dem ersten Vollstreckungstitel mit einem Rahmen versehen. Gemäß § 3 Absatz 2 
Nummer 6 Buchstabe b ZVFV dürfen somit die Angaben zum Vollstreckungstitel entfallen. 
Durch diese Änderung werden in dem Formular Fälle berücksichtigt, in denen Behörden 
bei der Vollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Forderungen dem Formularzwang unter-
liegen, bei denen jedoch die Vollstreckungsanordnung oder der Vollstreckungsauftrag den 
Vollstreckungstitel ersetzt. In solchen Fällen müssen Behörden also keine Angaben über 
einen Vollstreckungstitel machen. Eine Forderungsaufstellung müssen allerdings auch sie 
dem Vollstreckungsauftrag beifügen; das Modul C kann deshalb im Vollstreckungsauftrag 
in solchen Fällen nicht vollständig entfallen.  

Auf Seite 5 wird im Modul I (Erlass eines Haftbefehls (§ 802g Absatz 1 ZPO)) ein Kontroll-
kästchen vor der Beschreibung des Auftrags an den Gerichtsvollzieher eingefügt. Damit ist 
für den Gerichtsvollzieher schon am Beginn des Moduls I erkennbar, ob er mit der Weiter-
leitung des Antrags auf Erlass eines Haftbefehls an das Gericht beauftragt wird. In der Folge 
wird das Kontrollkästchen vor „an den Antragsteller“ eingerückt. Die Optionen „an den An-
tragsteller“ oder „an den Gerichtsvollzieher“ sind folglich nur dann auszuwählen, wenn zu-
vor überhaupt der Erlass des Haftbefehls beantragt und der Gerichtsvollzieher um Weiter-
leitung dieses Antrags an das Gericht gebeten wird. 

Auf Seite 7 wird im Modul N (Einholung von Auskünften Dritter (§ 802l ZPO) über den 
Schuldner) eine weitere Auswahlmöglichkeit eingefügt. Der Gläubiger kann künftig ankreu-
zen, dass die von ihm im Modul N ausgewählten Drittauskünfte nur dann eingeholt werden 
sollen, wenn der Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermögensauskunft nicht nach-
kommt, also ein Fall des § 802l Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ZPO vorliegt. Der Gläubiger 
kann somit deutlich machen, dass der Gerichtsvollzieher Drittauskünfte weder im Fall des 
§ 802l Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ZPO (Vermögensauskunft nicht abgegeben, weil Ladung 
nicht zustellbar) noch im Fall des § 802l Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 ZPO (Vermögensaus-
kunft abgegeben, aber vollständige Befriedigung nicht zu erwarten) einholen soll. 
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Zu Anlage 2 (Antrag auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung und 
einer richterlichen Anordnung der Vollstreckung zur Nachtzeit und an Sonn- und 
Feiertagen) 

Im Antrag auf Erlass richterlicher Anordnungen nach § 758a ZPO wird auf Seite 1 hinter 
der Feldbezeichnung „Land“ eingefügt, dass dies nur dann einzutragen ist, wenn die An-
schrift nicht in Deutschland liegt. Bei der weit überwiegenden Anzahl der Anträge ist eine 
Angabe zum Land dann nicht erforderlich.  

Zudem wird auf Seite 1 im Rahmen mit den Kontaktdaten klargestellt, dass es um die Kon-
taktdaten des Antragstellers geht. 

Zu Anlage 3 (Entwurf einer richterlichen Durchsuchungsanordnung und einer 
richterlichen Anordnung der Vollstreckung zur Nachtzeit und an Sonn- und 
Feiertagen) 

In dem Entwurf einer richterlichen Anordnung nach § 758a ZPO rücken auf Seite 2 im Modul 
B (Angaben zum Schuldner) die Felder für Postleitzahl, Ort und Land in eine gemeinsame 
Zeile, rückt das Feld zur Eintragung des Geschäftszeichens nach links und es werden Fel-
der für Geburtsdatum und Geburtsort des Schuldners ergänzt. Dies kann die Identifikation 
des Schuldners bei der späteren Durchführung des Beschlusses erleichtern und helfen, 
Personenverwechslungen zu vermeiden. 

Auf Seite 3 wird im Modul C ein Rahmen um die Angaben zum ersten Vollstreckungstitel 
gesetzt. Auf die Begründung zu der entsprechenden Änderung beim Vollstreckungsauftrag, 
Anlage 1, wird verwiesen. Bei einer richterlichen Durchsuchungsanordnung kann das Mo-
dul C dadurch gegebenenfalls komplett entfallen.  

Zudem wird auf Seite 5 im Modul F die Bezeichnung des Eingabefeldes in der ersten Zeile 
korrigiert. Anstatt „Bezeichnung der Ermächtigung“ muss es „Bezeichnung der Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme“ heißen.  

Zu Anlage 4 (Antrag auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses und eines Pfändungs- 
und Überweisungsbeschlusses) 

In dem Antrag auf Erlass eines Pfändungs- oder eines Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses („PfÜB“) nach den §§ 829a, 835 ZPO wird auf Seite 1 ein Ankreuzfeld eingefügt 
für Fälle, in denen der Antragsteller von der Zahlung der Gerichtskosten befreit ist. In das 
darunter stehende Eingabefeld ist einzutragen, aus welchem Rechtsgrund sich die Befrei-
ung ergibt, also z. B. aus einem PKH-Beschluss. Dies soll Nachfragen des Gerichts beim 
Antragsteller vermeiden, wenn weder Angaben zu einer Kostenmarke noch Angaben zu 
einem SEPA-Mandat gemacht werden. Zugleich werden die Optionen Kostenmarke, 
SEPA-Mandat und Gerichtskostenbefreiung nebeneinander angeordnet, denn sie sind ei-
nander ausschließende Alternativen.  

In dem Antrag wird auf Seite 1 hinter der Feldbezeichnung „Land“ eingefügt, dass dies nur 
dann einzutragen ist, wenn die Anschrift nicht in Deutschland liegt. Bei der weit überwie-
genden Anzahl der Anträge ist eine Angabe zum Land dann nicht erforderlich. 

Zudem wird auf Seite 1 im Rahmen mit den Kontaktdaten klargestellt, dass es um die Kon-
taktdaten des Antragstellers geht.  

Zu Anlage 5 (Entwurf eines Pfändungsbeschlusses und eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses) 

In dem Beschlussentwurf für den PfÜB rücken auf Seite 2 im Modul B (Angaben zum 
Schuldner) die Felder für Postleitzahl, Ort und Land in eine gemeinsame Zeile, rückt das 
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Feld zur Eintragung des Geschäftszeichens nach links und es werden Felder für Geburts-
datum und Geburtsort des Schuldners ergänzt. Dies erleichtert es dem Drittschuldner, ins-
besondere etwa Kreditinstituten mit vielen namensgleichen Kunden, die angeordneten 
Maßnahmen der richtigen Person zuzuordnen und soll helfen, Personenverwechslungen 
zu vermeiden.  

Auf Seite 3 wird im Modul C ein Rahmen um die Angaben zum ersten Vollstreckungstitel 
gesetzt. Auf die Begründung zu der entsprechenden Änderung beim Vollstreckungsauftrag, 
Anlage 1, wird verwiesen. Beim PfÜB kann damit das Modul C gegebenenfalls komplett 
entfallen. 

Auf Seite 5 wird im Modul H die Größe des Freitextfeldes am Ende des Moduls vergrößert. 
Dadurch haben Antragsteller, die das Dokument im pdf-Format oder auf Papier ausfüllen, 
mehr Platz für Angaben zu zusätzlichen Forderungen und Rechten gegenüber Kreditinsti-
tuten. Zusätzlich können Antragsteller auch weiterhin von den Möglichkeiten nach § 3 Ab-
satz 2 Nummer 4, 5 und 7 ZVFV Gebrauch machen: der Umfang der Texteingabefelder darf 
vergrößert werden; Texteingabefelder können mehrfach verwendet werden und – soweit in 
dem Formular die gewünschten Angaben nicht gemacht werden können – dürfen die An-
gaben in weiteren Anlagen gemacht werden.  

Auf Seite 6 wird im Modul K die Größe des Freitextfeldes vergrößert. Dadurch haben An-
tragsteller, die das Dokument im pdf-Format oder auf Papier ausfüllen, mehr Platz für An-
gaben zu weiteren Forderungen, Ansprüchen und Vermögensrechten. Auch insoweit be-
stehen daneben die Möglichkeiten nach § 3 Absatz 2 Nummer 4, 5 und 7 ZVFV.  

Im Weiteren ergeben sich durch die Vergrößerungen des Freitextfeldes Verschiebungen 
der Module auf Folgeseiten: Modul N verschiebt sich Seite 7, Modul P verschiebt sich auf 
Seite 8. 

Auf Seite 8 wird im Modul P wird ein Feld eingefügt, in dem Art und Höhe des Einkommens 
des Ehegatten des Schuldners eingetragen werden können, wenn dessen Einkünfte für 
Pfändungen nach den §§ 850d ZPO (Modul Q), § 850f Absatz 2 ZPO (Moduls S) oder bei 
Anträgen nach § 850c Absatz 6 ZPO (Modul R) relevant sind.  

In den Modulen Q, R und S wird jeweils in dem von Antragsteller auszufüllenden Rahmen 
ein Feld eingefügt, damit das Modul einem bestimmten Schuldner zugeordnet werden kann, 
wenn der Antrag in Bezug auf mehrere Schuldner gestellt wird.  

Das Modul R verschiebt sich außerdem auf Seite 9.  

Zu Anlage 6 (Aufstellung von Forderungen für Vollstreckungsaufträge an 
Gerichtsvollzieher) 

Auf Seite 1 der Forderungsaufstellung wird durch eine Ergänzung vor dem Eintragungsfeld 
der Ziffer des Vollstreckungstitels, auf den sich die Forderungsaufstellung bezieht, deutli-
cher zum Ausdruck gebracht, dass sich die Forderungsaufstellung auf mehrere Vollstre-
ckungstitel beziehen kann. In das Eingabefeld hinter dem Wort „Vollstreckungstitel(n)“ kön-
nen folglich auch mehrere Ziffern oder Angaben wie „1 bis 3“ eingetragen werden. Selbst 
dann, wenn aus mehreren Vollstreckungstiteln vollstreckt wird, genügt es also, eine einzige 
Forderungsaufstellung zu auszufüllen, wenn sie alle Vollstreckungstitel abdeckt.  

Auf Seite 1 in dem Rahmen zu Ziffer I. wird die Angabe „§ 193 Absatz 6 Satz 2 VVG“ als 
Rechtsgrundlage für Säumniszuschläge durch ein Freitextfeld für die Rechtsgrundlage sol-
cher Säumniszuschläge ersetzt. Dadurch können auch Säumniszuschläge auf Grundlage 
anderer Regelungen in der Forderungsaufstellung aufgeführt werden. Dies erleichtert die 
Benutzung für Behörden, wenn sie wegen öffentlich-rechtlicher Forderungen vollstrecken. 
Zudem wird das Wort „nach“ durch das Wort „gemäß“ ersetzt, um deutlich zu machen, dass 



 - 53 -   

 

in das neue Freitextfeld die Rechtsgrundlage und nicht etwa eine Zeitangabe einzutragen 
ist. 

Zudem werden Teile der Aufstellung aus dem Rahmen zu Ziffer III. aus Platzgründen auf 
die erste Seite vorgezogen.  

Auf Seite 2 wird im Rahmen zu Ziffer IV. bei den Angaben zu den Rechtsanwaltskosten 
Zeilen mit Feldern für Zwischensummen eingefügt. Dies erleichtert dem Gerichtsvollzieher 
die Prüfung der Notwendigkeit dieser Kosten. Zudem wird am Ende des Rahmens zu Ziffer 
IV. eine weitere Zeile mit einem Ankreuzfeld und einem Freitextfeld eingefügt, um gegebe-
nenfalls weitere notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung eintragen zu können.  

Des Weiteren wird am Ende der Forderungsaufstellung ein Feld für die Summe aller For-
derungen aus den Ziffern I bis IV. der Forderungsaufstellung eingefügt. Dies dient der 
Transparenz. Die Formulierung macht dabei deutlich, dass offene Zinsläufe und offene 
Läufe von Säumniszuschlägen, die in den Rahmen mit den Ziffern I. bis III. jeweils nur mit 
dem Datum „seit dem“ aufgeführt sind, nicht in diese Summe einzuberechnen sind. 

Zu Anlage 7 (Aufstellung von Forderungen, die keine gesetzlichen 
Unterhaltsansprüche sind, für den Antrag auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses 
und eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses)  

Auf Seite 1 der Forderungsaufstellung wird durch eine Ergänzung vor dem Eintragungsfeld 
der Ziffer für den Vollstreckungstitel, auf den sich die Forderungsaufstellung bezieht, deut-
lich gemacht, dass sich die Forderungsaufstellung auf mehrere Vollstreckungstitel beziehen 
kann. In das Eingabefeld hinter dem Wort „Vollstreckungstitel(n)“ können folglich auch meh-
rere Ziffern oder Angaben wie „1 bis 3“ eingetragen werden.  

Auf Seite 1 wird in dem Rahmen zu Ziffer I. die Angabe „§ 193 Absatz 6 Satz 2 VVG“ als 
Rechtsgrundlage für Säumniszuschläge durch ein Freitextfeld für die Rechtsgrundlage sol-
cher Säumniszuschläge ersetzt. Dadurch können auch Säumniszuschläge auf Grundlage 
anderer Regelungen in der Forderungsaufstellung aufgeführt werden. Dies erleichtert die 
Benutzung für Behörden, wenn sie wegen öffentlich-rechtlicher Forderungen vollstrecken. 
Zudem wird das Wort „nach“ durch das Wort „gemäß“ ersetzt, um deutlich zu machen, dass 
in das neue Freitextfeld die Rechtsgrundlage und nicht etwa eine Zeitangabe einzutragen 
ist. 

Auf Seite 2 wird in dem Rahmen zu Ziffer IV, bei den Angaben zu den Rechtsanwaltskosten 
eine Zeile mit einem Feld für eine Zwischensumme eingefügt. Dies erleichtert dem Rechts-
pfleger die Prüfung der Notwendigkeit dieser Kosten. Zudem wird am Ende von Ziffer IV 
eine weitere Zeile mit einem Ankreuzfeld und einem Freitextfeld eingefügt, um gegebenen-
falls weitere notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung eintragen zu können.  

Des Weiteren wird am Ende der Forderungsaufstellung ein Feld für die Summe aller For-
derungen aus den Ziffern I bis IV. der Forderungsaufstellung eingefügt. Dies dient der 
Transparenz. Die Formulierung macht dabei deutlich, dass offene Zinsläufe und offene 
Läufe von Säumniszuschlägen und Unterhalt, die in den Rahmen mit den Ziffern I. bis IV. 
jeweils nur mit dem Datum „seit dem“ aufgeführt sind, nicht in diese Summe einzuberech-
nen sind. 

Zu Anlage 8 (Aufstellung von Forderungen bei der Vollstreckung von gesetzlichen 
Unterhaltsansprüchen für den Antrag auf Erlass eines Pfändungsbeschlusses und 
eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses) 

Auf Seite 1 der Aufstellung von Forderungen für den Antrag auf Erlass eines Pfändungs- 
und Überweisungsbeschlusses wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche wird durch eine 
Ergänzung vor dem Eintragungsfeld der Ziffer für den Vollstreckungstitel, auf den sich die 
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Forderungsaufstellung bezieht, deutlich gemacht, dass sich die Forderungsaufstellung auf 
mehrere Vollstreckungstitel beziehen kann. In das Eingabefeld hinter dem Wort „Vollstre-
ckungstiteln“ können folglich auch mehrere Ziffern oder Angaben wie „1 bis 3“ eingetragen 
werden. 

Zudem wird in dem Rahmen zu Ziffer I. die Angabe „§ 193 Absatz 6 Satz 2 VVG“ als 
Rechtsgrundlage für Säumniszuschläge durch ein Freitextfeld für die Rechtsgrundlage sol-
cher Säumniszuschläge ersetzt. Dadurch können auch Säumniszuschläge auf Grundlage 
anderer Regelungen in der Forderungsaufstellung aufgeführt werden. Dies erleichtert die 
Benutzung für Behörden, wenn sie wegen öffentlich-rechtlicher Forderungen vollstrecken. 
Zudem wird das Wort „nach“ durch das Wort „gemäß“ ersetzt, um deutlich zu machen, dass 
in das neue Freitextfeld die Rechtsgrundlage und nicht etwa eine Zeitangabe einzutragen 
ist. 

Zudem wird in der Zeile, in der Säumniszuschläge seit einem bestimmten Datum aufgelistet 
werden können, in der rechten Spalte das Euro-Feld gestrichen. Denn bei laufenden Zu-
schlägen, Zinsen, Kosten oder Forderungen ist keine Zwischensumme anzugeben. 

Auf Seite 2 werden im Rahmen zu Ziffer II. jeweils die Auswahlfelder und die Angabe „Auf-
listung der geleisteten Zahlungen auf Zinsforderungen in weiterer Anlage“ entfernt. Denn 
geleistete Zahlungen sind nicht aufzulisten. 

Auf Seite 2 wird im Rahmen zu Ziffer III. wird bei den Angaben zu den Rechtsanwaltskosten 
eine Zeile mit einem Feld für eine Zwischensumme eingefügt. Dies erleichtert dem Rechts-
pfleger die Prüfung der Notwendigkeit dieser Kosten. Zudem wird am Ende des Rahmens 
eine weitere Zeile mit einem Ankreuzfeld und einem Freitextfeld eingefügt, um gegebenen-
falls weitere notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung eintragen zu können.  

Auf Seite 3 wird im Rahmen zu Ziffer IV. in der letzten Zeile neben den Wörtern „Unterhalt 
für die Zeit ab“ das Eingabe-Feld und das Wort „Euro“ entfernt. Denn bei laufenden Forde-
rungen ist keine Zwischensumme anzugeben. 

Zudem wird am Ende der Forderungsaufstellung ein Feld für die Summe aller Forderungen 
aus den Ziffern I bis V. der Forderungsaufstellung eingefügt. Dies dient der Transparenz. 
Die Formulierung macht dabei deutlich, dass offene Zinsläufe und offene Läufe von Säum-
niszuschlägen und Unterhalt, die in den Rahmen mit den Ziffern I. bis V. jeweils nur mit dem 
Datum „seit dem“ bzw. als dynamisierter Unterhalt aufgeführt sind, nicht in diese Summe 
einzuberechnen sind. 


